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BUNDESMINISTER FÜR EU,  
KUNST, KULTUR UND MEDIEN 
 
 

Mag. Gernot Blümel, MBA 

 
 
 
An den 
Präsidenten des Nationalrats 
Mag. Wolfgang SOBOTKA 
 
Parlament 
1017     W i e n 

 

GZ: BKA-353.120/0061-IV/10/2018 Wien, am 4. September 2018 

 
 
 
 
 
Sehr geehrter Herr Präsident, 
 
 
die Abgeordneten zum Nationalrat Holzleitner, Genossinnen und Genossen haben 

am 4. Juli 2018 unter der Nr. 1225/J an mich eine schriftliche parlamentarische 

Anfrage betreffend Vorschlag für eine Verordnung des Rates zur Festlegung der 

Methoden und Verfahren für die Bereitstellung der Eigenmittel die auf der 

gemeinsamen konsolidierten Körperschaftsteuer-Bemessungsgrundlage, dem 

Emissionshandelssystem der Europäischen Union und nicht wiederverwerteten 

Verpackungsabfällen aus Kunststoff basieren, sowie der Maßnahmen zur Be-

reitstellung der erforderlichen Kassenmittel gerichtet. 

 

Diese Anfrage beantworte ich wie folgt: 

 

Zu den Fragen 1 bis 13: 

 Wie lautet die Position Ihres Ressorts zum genannten Vorschlag insgesamt und 

zu dessen wesentlichsten Bestimmungen? 

 Sind weitere Ressorts mit dem Vorschlag befasst? 

 Stimmen Sie mit der Rechtsgrundlage des Vorschlags überein? 

 Entspricht der Vorschlag den Grundsätzen der Subsidiarität und Verhältnismäßig-

keit? 

 Werden auf Grund des Vorschlages Änderungen an österreichischen Rechtsnor-

men erforderlich? 
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a. Wenn ja: welche Bundesgesetze sind betroffen? 

 Sind durch den Vorschlag Kompetenzen der Bundesländer betroffen? 

a. Wenn ja: auf Grund welcher Bestimmung(en) des Vorschlags? 

 Enthält der Vorschlag Bestimmungen, die im österreichischen Recht nur durch 

Bundesverfassungsgesetz getroffen werden könnten? 

 Wie ist die Position anderer Mitgliedstaaten zum Vorschlag? 

 In welcher EU-Ratsformation wird der Vorschlag behandelt? 

 In welchem vorbereitenden Gremium des Rates der EU wird der Vorschlag be-

handelt? 

 Fanden bereits Sitzungen in diesem Gremium statt? 

 Besteht ein Zeitplan für die Behandlung des Vorschlags? 

 Welche Art von Gesetzgebungsverfahren kommt zur Anwendung? 
 

Es wird auf die Beantwortung der gleichlautenden parlamentarischen Anfrage 

Nr. 1226/J vom 4. Juli 2018 durch den Bundesminister für Finanzen verwiesen. 

 

 

 

 

Mag. Gernot Blümel, MBA 
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